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Zivilrecht 

A. Allgemein     

OGH untersagt Unternehmen 

gewerbsmäßiges Abmahnprakti-

ken:  Die Antragsgegnerin hat eine 

Gewerbeberechtigungen für das Si-

cherheitsgewerbe und bot im geschäft-

lichen Verkehr unter dem Slogan "Zupf 

di, wir schützen Besitz" Abmahnungen 

bei Besitzstörungen an. Gemäß den ei-

genen AGBs beauftragt der Kunde 

nicht nur die „kostenlose Bewachung“ 

ihres Besitzes, sondern räumt dem Un-

ternehmen zeitgleich „Mitbesitz“ an 

der Liegenschaft ein. Das beklagte Un-

ternehmen erhält zudem das exklusive 

Recht Falschparker oder andere Besitz-

störer „nach eigenem Ermessen und auf 

eigenes Kostenrisiko“ zu klagen.  Die 

Vorinstanzen haben angenommen, dass 

die Antragsgegnerin lediglich eigene 

wirtschaftliche Interessen verfolgt. Der 

OGH änderte die Entscheidung dahin-

gehend ab, dass dieses Geschäftsmo-

dell einen Eingriff in das Vertretungs-

monopol der Rechtsanwälte darstellt. 

und gegen die ratio legis des § 8 RAO 

verstößt. [OGH 25.01.2024, 4 Ob 5/24z] 

➔ Zahlungen wären daher rechtswid-

rig erlangt worden und können zurück-

gefordert werden 

 

Keine Amtshaftung nach pflicht-

widrigen Nichtverständigung des 

Opfers von Einstellung des Er-

mittlungsverfahrens  

Die Staatsanwaltschaft führte ein Er-

mittlungsverfahren wegen des Ver-

dachts der Veruntreuung. Aufgrund der 

mittels Gutachtens festgestellten psy-

chiatrischen Erkrankung des Beschul-

digten wurde das Verfahren mangels 

Zurechnungsfähigkeit desselben im 

Tatzeitpunkt eingestellt. Einige der im 

Ermittlungsverfahren aktenkundigen 

Geschädigten wurden von der Verfah-

renseinstellung verständigt, nicht aber 

der Kläger. Nach der Einstellung des 

Ermittlungsverfahrens übergab er dem 

Beschuldigten weitere hohe Geldbeträ-

ge zur Veranlagung. Auch diese Beträ-

ge verschwanden.  Der Kläger brachte 

folglich eine Amtshaftungsklage ein, 

zumal er pflichtwidrig nicht von der 

Einstellung des Ermittlungsverfahrens 

gegen den Beschuldigten verständigt 

wurde, obwohl er der Staatsanwalt-

schaft als Opfer bekannt war. 

Der OGH wies die Klage ab. Schutz-

zweck der verletzten Norm - Unter-

bleibens der Verständigung des Opfers 

von der Einstellung des Ermittlungs-

verfahrens (§ 194 Abs 1 StPO) - ist le-

diglich die verfahrensrechtliche Stel-

lung des Opfer einer bereits verwirk-

lichten Straftat. Dagegen kann aus der 

Bestimmung nicht abgeleitet werden, 

dass auch künftige Vermögensschäden, 

verursacht durch denselben Beschul-

digten, von der Verständigungspflicht 

(mit-) erfasst wären. [OGH 14.12.2023, 2 Ob 

208/23m] 

➔ § 195 StPO: Das Opfer hat 14 Tage 

ab Verständigung von der Einstellung 

des Ermittlungsverfahrens das Recht, 

einen An-trag auf Fortführung dessel-

ben bei der Staatsanwaltschaft einzu-

bringen. Im Falle des Unterlassens der 

ordnungs-gemäßen Verständigung des 

Opfers beträgt diese Frist jedoch drei 

Monate. 

 

B. Arbeitsrecht 
 

Infektion mit Covid-19 am Ar-

beitsplatz kein Dienst- bzw. Ar-

beitsunfall: 

Der Kläger war im Jänner 2021 in der 

EDV-Abteilung der Polizei tätig. Bis 

zum 25. Jänner wurden 6 seiner Kolle-

gen im näheren Arbeitsumfeld positiv 

auf COVID-19 getestet. Der Kläger 

wies am 23. Jänner erste Symptome 

auf, wobei die durchgeführten PCR-

Tests negativ verliefen. Aufgrund mas-

siver Beschwerden wurde er am 

1. Februar stationär im Krankenhaus 

aufgenommen und dort bis 

8. Februar intensivmedizinisch behan-

delt., wobei er erst am 

2. Februar positiv auf COVID-19 ge-

testet wurde. Der Kläger begehrte die 

Gewährung einer Versehrtenrente. An-

gesichts der in kurzer Zeit aufgetrete-

nen Erkrankung von knapp der Hälfte 

der Mitarbeiter der EDV-Abteilung 

wäre evident, dass auch er sich im 

Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit 

mit COVID-19 infiziert hätte.  

Infektionskrankheiten wie COVID-19 

sind ausschließlich als Berufskrankheit, 

nicht jedoch als Dienst- oder Arbeits-

unfall in der Unfallversicherung versi-

chert. Für die Folgen von Infektions-

krankheiten besteht nach der Rechtsla-

ge nur dann ein Anspruch auf Leistun-

gen der gesetzlichen Unfallversiche-

rung, wenn sie eine Berufskrankheit 

sind, also die Ansteckung im Rahmen 

einer Tätigkeit in einem der in der Nr 

38 der Anlage 1 zum ASVG genannten 

Unternehmen (zB Krankenhäuser, 

Schulen, Kindergärten, Apotheken, 

medizinische Labore etc) erfolgte. [OGH 

16.01.2024 10 ObS68/23g] 

➔ Handelt es sich um keinen Arbeits-

unfall, besteht auch kein Arbeitgeber-
privileg. 
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C. Unternehmensrecht 
 

Neue FlexKapG birgt ungeahnte 

Haftungsrisiken bei Mitarbeiter-

beteiligungen: 

Mit dem GesRÄG 2023 wurde die 

„Flexiblen Kapitalgesellschaft“ (kurz 

FlexCO bzw. FlexKapG) eingeführt. 

Ihrem Wesen nach stellt sie eine Hyb-

ridform aus GmbH und AG dar. 

Für ArbeitnehmerInnen scheint die 

neue Gesellschaftsform Vorteile in 

Form von unkomplizierteren und neu-

artigen Beteiligungen zu bringen. Hier-

für wurde eine eigene Kategorie an Ge-

sellschaftsanteilen geschaffen, die „Un-

ternehmenswertanteile“.  Diese gewäh-

ren keine Stimmrechte und auch sonst 

weniger Gesellschaftsrechte, jedoch ei-

ne Gewinnbeteiligung am Erlös bei ei-

ner allfälligen Liquidation. Für die 

FlexKapG gilt aber das sog. „Verbot 

der Einlagenrückgewähr“: Leistungs-

beziehungen zwischen der Gesellschaft 

und angestellten GesellschafterInnen 

müssen stets fremdüblich sein. Bei 

sonstiger Nichtigkeit des Dienstvertra-

ges im nicht fremdüblichen Teilbetrag 

darf an die Angestellten daher kein 

überhöhtes Gehalt ausbezahlt werden. 

Die überhöhten Gehälter können und 

müssen sonst von der Gesellschaft zu-

rückgefordert werden. Zu derartigen 

Rückforderungen kommt es in der Re-

gel im Falle einer Insolvenz der Gesell-

schaft. Der Rückforderungsanspruch 

verjährt erst nach fünf Jahren bzw. 

nach 30 Jahren, sofern dem Angestell-

ten die Unangemessenheit bekannt war. 

Angestellte dürfen ihre Gegenforde-

rungen - sogar solche aus ihrem Ar-

beitsverhältnis - nicht aufrechnen. Aus 

der neuen FlexKapG kann sich für An-

gestellte mit Gesellschaftsanteilen da-

her eine Haftungsfalle ergeben. 
[Rainer Werdnik, Der Gesetzesentwurf zur Flexiblen 

Kapitalgesellschaft, Aufsichtsrataktuell 2023, 103;  

Martin Frenzel (20.02.2024), Ungeahnte Haftung bei 

Mitarbeiterbeteiligung an Start-ups, Der Standard. 

https://www.derstandard.at/story/3000000207906/un

geahnte-haftungen-bei-mitarbeiterbeteiligungen-an-

start-ups.] 

 

 

Schiedsgerichtsbarkeit 

Bedeutende Entscheidungen des 

Schweizer Bundesgerichts zur 

Schiedsgerichtsbarkeit aus dem 

Jahr 2023:  

Im Kontext von Nachfolgeverträgen 

bestätigte das Bundesgericht in mehre-

ren Entscheidungen, dass eine Schieds-

vereinbarung unter bestimmten Bedin-

gungen auch für Personen gelten kann, 

welche den Vertrag nicht unterzeichnet 

haben oder darin nicht erwähnt wur-

den. Ein Fall betraf einen Streit über 

eine Lizenzvereinbarung für ein Tele-

kommunikationsnetz in einem Teil des 

südlichen Sudans, in dem das Bundes-

gericht feststellte, dass ein Staat, der 

die Unabhängigkeit in einem Staats-

übergang nach internationalem Recht 

erwirbt, an eine Schiedsvereinbarung 

gebunden sein kann, die vom Vorgän-

gerstaat abgeschlossen wurde, wenn 

die Bedingungen erfüllt sind. 

In einem weiteren Fall betonte das 

Bundesgericht die Autonomie der 

Schiedsvereinbarung und entschied, 

dass ein Mangel beim Vertragsab-

schluss die Schiedsvereinbarung nicht 

automatisch ungültig macht. 

In Bezug auf den Grundsatz der Res 

iudicata bestätigte das Bundesgericht 

seine restriktive Auslegung und wies 

darauf hin, dass Entscheidungen von 

internen Schiedsgerichten nicht zu ei-

ner Res iudicata führen kann. 

Das Bundesgericht behandelte auch die 

Vollstreckung von Schiedssprüchen im 

Kontext des New Yorker Überein-

kommens und der ICSID-Konvention 

und betonte die Pflicht der Parteien zur 

Wachsamkeit hinsichtlich der Unab-

hängigkeit und Unparteilichkeit eines 

Schiedsrichters. [ICC Case n° 23822/GR/PAR; 

BGH v. 23.9.2021 (IZB 13/21)]  

 

E-Commere, IT-Recht 

VfGH hält Sicherstellung von 

Handys im Strafverfahren ohne 

richterliche Bewilligung für ver-

fassungswidrig: Die Sicherstellung 

von Mobiltelefonen in Strafverfahren 

ohne richterliche Genehmigung ver-

stößt gegen das Datenschutzgesetz (§ 1 

Abs 2 DSG) sowie das Recht auf Pri-

vatleben (Art 8 Abs 2 EMRK). Die für 

die Rechtmäßigkeit des Grundrechts-

eingriffs erforderliche Verhältnismä-

ßigkeit wird hierbei nicht gewahrt. Der 

VfGH hat die entsprechenden Bestim-

mungen in der StPO ab 1. 1. 2025 auf-

gehoben. [VfGH 14.2.2023, G 352/2021] 

 

Bau- und Immobilienrecht 

Fehlende CE-Kennzeichnung ei-

nes Bauprodukts stellt keinen 

Sachmangel dar: Laut einem Bau-

trägervertrag sollte die Ausführung 

gemäß den zum Zeitpunkt der Baube-

willigung geltenden ÖNORMEN ent-

sprechend erfolgen. Punkt 4.8 der 

ÖNORM B 5320 lautet: „Die Fenster 

und Außentüren müssen gemäß Bau-

produkte-Verordnung, sofern keine 

Ausnahmebestimmungen vorliegen, ei-

ne CE-Kennzeichnung aufweisen. Ba-

sis hierfür ist die ÖNORM EN 

14351-1. Die Klägerin begehrte die 

Feststellung, dass das Fehlen der vor-

geschriebenen CE-Kennzeichnung bei 

diversen Bauprodukten einen Sach-

mangel begründen würde.  

Der OGH kam zum Ergebnis, dass ein 

Sachmangel allein wegen der Verwen-

dung nicht CE-gekennzeichneter Bau-

produkte nur dann in Betracht kommt, 

wenn eine CE-Kennzeichnung verein-

bart wurde. Da die Parteien jedoch le-

diglich die Ausführung, entsprechend 

der zum Zeitpunkt der Baubewilligung 

einschlägigen ÖNORMEN vereinbar-

ten, entspricht dieser generelle Hin-

weis, ohne die explizite Vereinbarung 

einer CE-Kennzeichnung diverser 

Bauprodukte, nicht der vom OGH ge-

https://www.derstandard.at/story/3000000207906/ungeahnte-haftungen-bei-mitarbeiterbeteiligungen-an-start-ups
https://www.derstandard.at/story/3000000207906/ungeahnte-haftungen-bei-mitarbeiterbeteiligungen-an-start-ups
https://www.derstandard.at/story/3000000207906/ungeahnte-haftungen-bei-mitarbeiterbeteiligungen-an-start-ups
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stellten Anforderung. [OGH 28.6.2023, 7 Ob 

43/23h] 

Bankrecht 

Abschlussprüferhaftung: Vor-

rang des Schadens der geprüften 

Gesellschaft vor Drittgläubigern: 

Die Beklagte war in den Jahren 2006 

bis 2018 Abschlussprüferin einer Bank 

und erteilte für diese Jahre uneinge-

schränkte Bestätigungsvermerke. Im 

Juli 2020 untersagte die Finanzmarkt-

aufsicht der Bank die Fortführung des 

Geschäftsbetriebs. Der Kläger hat-

te 2019 eine Termineinlage in Höhe 

von 13 Mio EUR bei der Bank ge-

macht. Der Anlageentscheidung des 

Klägers lagen die jährlichen Ab-

schlussberichte der Bank ab dem Ge-

schäftsjahr 2006 zugrunde. Diese ba-

sierten auf gefälschten Drittbankbestä-

tigungen. Damit wurden die bereits 

eingetretenen bilanziellen Verluste ver-

schleiert. Der Beklagte hätte den Bi-

lanzschwindel der Bank bei pflichtge-

mäßem Vorgehen bemerken müssen.  

Der OGH entschied, dass § 275 Abs 2 

UGB zur Haftung des Abschlussprü-

fers ein Schutzgesetz zugunsten der 

geprüften Gesellschaft ist. Drittgläubi-

gern können aber gestützt auf die 

Schutzwirkungen des zwischen dem 

Abschlussprüfer und der Gesellschaft 

geschlossenen Vertrags ebenfalls 

Schadenersatzansprüche gegen den 

Abschlussprüfer zustehen, wenn sie im 

Vertrauen auf dessen falschen Prüf-

vermerk disponiert haben. Während die 

Aufteilung der Haftungshöchstsumme 

zwischen geschädigten Drittgläubigern 

nach dem Prioritätsprinzip erfolgt, 

kommt im Verhältnis zwischen der ge-

prüften Gesellschaft und den geschä-

digten Drittgläubigern den Schadener-

satzansprüchen der Gesellschaft Vor-

rang zu. [OGH 21.6.2023 3 Ob 58/23k] 

EU Wirtschaftsrecht 

EuGH-Entscheidung zu Handels-

vertreterverträgen: Auslegung 

des Begriffs „entgehende Provi-

sionen“: Nach einseitiger Vertrags-

kündigung des Handelsvertretervertra-

ges durch den Beklagten beanspruchte 

Kläger einen Ausgleich gemäß EU-

Richtlinie 86/653. Das tschechische 

Oberste Gericht legte den Fall dem 

EuGH vor, um die Auslegung des Be-

griffs "entgehende Provisionen" zu klä-

ren, insbesondere ob zukünftige Provi-

sionen inkludiert sind. Dieser legte den 

Begriff in seiner Judikatur dahin aus, 

dass darunter Provisionen für den Ab-

schluss von Verträgen zu verstehen 

sind, die der Vertreter, wenn der Han-

delsvertretervertrag fortbestanden hät-

te, aus künftigen Geschäften zwischen 

dem Unternehmer und den neuen Kun-

den, die der Vertreter für den Unter-

nehmer geworben hatte, oder den be-

stehenden Kunden, mit denen der Ver-

treter die Geschäftsverbindungen we-

sentlich erweitert hatte, erlangt hätte. 

Der Umstand, dass dem Vertreter Ein-

malprovisionen gezahlt wurden, lässt 

diesen Anspruch unberührt. Nur wenn 

die vertraglich vereinbarten Provisio-

nen Einmalprovisionen solcher Art 

gewesen sein sollten, dass der Vertreter 

bereits für die künftigen Vorteile, die 

der Unternehmer aus dem vom Vertre-

ter aufgebauten Kundenbestand weiter-

hin ziehen könnte, vergütet wurde, stel-

len sie keine entgehenden Provisionen 

dar. Das bedeutet jedoch nicht, dass der 

Vertreter keinen Anspruch auf die Zah-

lung eines Ausgleichs hat, da die ent-

gehenden Provisionen nur eines der 

Elemente sind, die bei der Bestimmung 

der Billigkeit dieser Ausgleichszahlung 

zu berücksichtigen sind. [EuGH 23.03.2023; 

ECLI:EU:C:2023:233] 

 

EU Fluggast Recht: Ausgleichs-

zahlung bei Verspätung setzt 

Anwesenheit am Flughafen vo-

raus: Ein Fluggast verpasste aufgrund 

einer angekündigten Verspätung seines 

Fluges einen wichtigen Geschäftster-

min und entschied sich dazu, den Flug 

nicht anzutreten. Der Flug erreichte das 

Zielland mit dreieinhalb Stunden Ver-

spätung.  

Laut Judikatur des EuGH können Aus-

gleichsansprüche wegen Flugver-

spätungen geltend gemacht werden, 

wenn Fluggäste aufgrund eines verspä-

teten Fluges einen Zeitverlust von drei 

Stunden oder mehr erleiden. Dies gilt, 

da Fluggäste eines derart verspäteten 

Flug (genauso wie jene eines annullier-

ten Fluges) einen irreversiblen Zeitver-

lust erleiden, der nur durch eine Aus-

gleichszahlung kompensiert werden 

kann. Im vorliegenden Fall hatte der 

Fluggast jedoch bereits vor seinem ge-

planten Flug genügend Anhaltspunkte, 

um zu erkennen, dass er mit erhebli-

cher Verspätung zu rechnen hatte. Da-

her erlitt er keinen Zeitverlust durch 

die Verspätung des Fluges selbst. Den-

noch kann der Schaden, den der Flug-

gast durch den verpassten Geschäfts-

termin erlitt, Gegenstand eines weite-

ren Schadenersatzes gemäß Artikel 12 

der Verordnung Nr. 261/2004 sein, vo-

rausgesetzt, dass der Anspruch auf na-

tionales Recht oder Völkerrecht ge-

stützt wird. [EuGH 25.01.2024; 

ECLI:EU:C:2024:73] 

 

Der Digital Services Act (DSA): 

Neue Regulierung für den EU-

Binnenmarkt: Die Verordnung der 

EU über einen Binnenmarkt für digitale 

Dienste (kurz „DSA“), ist seit dem 

17.02.2024 in Geltung. Sie zielt darauf 

ab, einen klaren Rahmen für Online-

Plattformen zu schaffen, den Schutz 

der Nutzerrechte zu verbessern und In-

novationen, Wachstum und die Wett-
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bewerbsfähigkeit im Binnenmarkt zu 

fördern. Der DSA gilt für die Erbrin-

gung verschiedener digitaler Dienste, 

darunter Durchleitung, Hosting, 

Caching und Suchmaschinen. Zentraler 

Anknüpfungspunkt des Rechtsaktes ist 

die Erbringung eines Dienstes der In-

formationsgesellschaft.  

Eine wesentliche Neuerung betrifft die 

Einbeziehung von Online-Plattformen 

in den Regelungsrahmen für den elekt-

ronischen Geschäftsverkehr. Alle An-

bieter von Vermittlungsdiensten wer-

den dazu verpflichtet, Transparenz- 

und Berichtspflichten einzuhalten. Dies 

betrifft vor allem die Einhaltung von 

Grundrechten, sowie Maßnahmen zur 

Bekämpfung illegaler Online-Inhalte. 

Hosting-Dienste und Online-

Plattformen werden zusätzlich dazu 

verpflichtet, Meldungen über auf der 

Plattform zugängliche illegale Inhalte 

zu ermöglichen. 

Die neuen Regelungen gelten weitest-

gehend nicht für Unternehmen mit we-

niger als 50 Mitarbeitern und bis zu 

max. 10 Mio. EUR Umsatz bzw. 

10 Mio. EUR Bilanzsumme. Online-

Plattformen müssen darüber hinaus Be-

schwerde- und Rechtsbehelfsmecha-

nismen einrichten und eine außerge-

richtliche Streitbeilegungsmöglichkeit 

vorsehen. Zudem bestehen Melde-

pflichten der Plattformen in Bezug auf 

Straftaten gegenüber den zuständigen 

Behörden. Sehr große Online-

Plattformen (ab 45 Mio Nutzer) trifft 

darüber hinaus die Pflicht zur Beobach-

tung typischer Risiken ihrer Dienste, 

sowie die Bestellung eines Compli-

ance-Beauftragten. 

[https://www.wko.at/internetrecht/digital-services-

act-dsa] 

 

EU beschließt Verbesserung der 

Bedingungen für Plattformarbeit: 

Bei der „Plattformarbeit“ handelt es 

sich um eine Arbeitsform, welche 

durch die Vermittlung von Arbeit über 

Online-Plattformen entsteht. Sie hat 

sich in den letzten Jahren zu einem 

zentralen Bestandteil der modernen 

Wirtschaft entwickelt. Besonders wäh-

rend der COVID-19-Pandemie erlebte 

sie einen enormen Aufschwung und 

wurde für Millionen von Menschen 

weltweit zur Hauptquelle ihres Le-

bensunterhalts. Von Essenslieferungen 

bis hin zu freiberuflichen Dienstleis-

tungen - die Möglichkeiten und An-

wendungen der Plattformarbeit sind 

vielfältig. 

Die EU hat nunmehr als erster Gesetz-

geber weltweit spezifische Vorschriften 

für digitale Arbeitsplattformen erlas-

sen. Zwei wesentliche Verbesserungen 

werden eingeführt: Erstens soll eine 

klare Definition des Beschäftigungssta-

tus von Plattformarbeitern dazu beitra-

gen, rechtliche Unsicherheiten zu be-

seitigen. Zweitens werden erstmals auf 

EU-Ebene Regeln für die Verwendung 

algorithmischer Systeme am Arbeits-

platz festgelegt. Diese sollen sicherstel-

len, dass Plattformarbeiter angemessen 

geschützt sind und dass ihre Rechte 

respektiert werden. 

Darüber hinaus sollen die neuen Vor-

schriften auch die Transparenz und 

Durchsetzung verbessern. Digitale Ar-

beitsplattformen werden verpflichtet 

sein, wichtige Informationen über ihre 

Tätigkeiten und die Personen, die für 

sie arbeiten, offenzulegen. Dies soll 

den nationalen Behörden helfen, besser 

auf Arbeitsverhältnisse auf Plattformen 

zuzugreifen und sicherzustellen, dass 

die Arbeitnehmerrechte eingehalten 

werden. 

[https://www.consilium.europa.eu/de/policies/platfor

m-work-eu/; 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-

releases/2024/03/11/platform-workers-council-

confirms-agreement-on-new-rules-to-improve-their-

working-conditions/] 

 

EU plant Maßnahmen gegen 

Greenwashing: Die Europäische 

Union setzt sich mit derzeit zwei ge-

planten Richtlinien aktiv gegen Gre-

enwashing und für transparentere Um-

weltangaben ein. Greenwashing be-

zeichnet irreführende oder übertriebene 

Umweltaussagen, welche Verbraucher 

täuschen können. Die neuen Richtli-

nien sollen unzutreffende Umweltaus-

sagen eindämmen, und den Verbrau-

cher dabei unterstützen informierte und 

verantwortungsbewusste Kaufentschei-

dungen zu treffen.  

Die Richtlinie über die Stärkung der 

Verbraucher für den ökologischen 

Wandel sieht unter anderem Verbote 

für Umweltaussagen vor, die sich nicht 

auf anerkannte hervorragende Umwelt-

leistungen beziehen oder Labels und 

Gütesiegel, die nicht auf anerkannten 

Zertifizierungssystemen beruhen. Ne-

ben diesen soll die Richtlinie auch die 

Information der Verbraucher vor Ver-

tragsabschluss verbessern.  

Die Richtlinie über Umweltaussagen 

normiert Voraussetzungen für die Zu-

lässigkeit von Umweltaussagen. Diese 

sollen einem dreistufigen Kontroll- und 

Freigabeprozess durchlaufen. So müs-

sen sich die Aussagen auf allgemein 

anerkannte wissenschaftliche Erkennt-

nisse stützen und nachweisbar über die 

gesetzlichen Anforderungen hinausge-

hen. Die Prüfung soll weiters durch ei-

ne unabhängige Konformitätsbewer-

tungsstelle überprüft werden. 

Während die Richtlinie hinsichtlich der 

Stärkung der Verbraucher für den öko-

logischen Wandel voraussichtlich im 

ersten Quartal 2024 beschlossen wird, 

ist der Zeitrahmen für die Richtlinie 

über Umweltaussagen noch unklar. 

[https://www.wko.at/nachhaltigkeit/eu-richtlinien-

greenwashing; 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-

releases/2024/02/20/consumer-rights-final-approval-

for-the-directive-to-empower-consumers-for-the-

green-transition/] 

https://www.wko.at/internetrecht/digital-services-act-dsa
https://www.wko.at/internetrecht/digital-services-act-dsa
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/03/11/platform-workers-council-confirms-agreement-on-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/03/11/platform-workers-council-confirms-agreement-on-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/03/11/platform-workers-council-confirms-agreement-on-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/03/11/platform-workers-council-confirms-agreement-on-new-rules-to-improve-their-working-conditions/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/02/20/consumer-rights-final-approval-for-the-directive-to-empower-consumers-for-the-green-transition/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/02/20/consumer-rights-final-approval-for-the-directive-to-empower-consumers-for-the-green-transition/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/02/20/consumer-rights-final-approval-for-the-directive-to-empower-consumers-for-the-green-transition/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/02/20/consumer-rights-final-approval-for-the-directive-to-empower-consumers-for-the-green-transition/
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Gesundheitsrecht 

Schockschaden nicht Familien-

angehöriger erfordert keine un-

mittelbare Unfallbeteiligung: 

Ein Auto erfasste eine Gruppe von Per-

sonen, die sich am Straßenrand auf-

hielt. Durch den Unfall wurden mehre-

re Personen schwer verletzt und getö-

tet. Zu den Getöteten zählte der beste 

Freund des Geschädigten, welcher ei-

nen Schockschaden (eine psychische 

Beeinträchtigung mit Krankheitswert) 

erlitt, nachdem er den Unfall aus 

nächster Nähe mitansehen musste. Er 

leistete vor dessen Tod noch erste Hil-

fe.  

Die bisherige Rechtsprechung erkannte 

den Ersatz des Schockschadens durch 

die bloße Übermittlung der Todesnach-

richt ohne unmittelbare Unfallbeteili-

gung nur für nahe Angehörige an, 

wozu der beste Freund des Unfallop-

fers nicht zählen würde. Durch den 

Vorfall bedingt ausgelösten Schock 

kann auch diese – unmittelbar am Un-

fallgeschehen Beteiligte - Personen-

gruppe Zustände mit Krankheitswert 

erleiden. Hierdurch kommt es zur Be-

einträchtigung eines absolut geschütz-

ten Rechtsguts. In diesem Urteil stellte 

der OGH fest, dass der Anspruch auf 

Ersatz des Schockschadens Dritter 

nicht unbedingt voraussetzt, dass diese 

unmittelbar in den Unfall involviert 

sein müssen oder gar selbst durch den 

Unfall gefährdet werden. Der Ersatz 

des Schockschadens gebührt damit 

auch in wertungsgemäß vergleichbaren 

Fällen, wie dem Vorliegenden. [OGH 

05.02.2024, 2 Ob 208/23m] 

 

Höchstgericht lehnt pflegs-

chaftsgerichtliche Genehmigung 

von Covid-19-Schutzimpfung ab: 

Die Betroffene litt an schwerer parano-

ider Schizophrenie sowie an einer 

Temporallappenepilepsie und wurde in 

den letzten Jahren häufig in einer ge-

schlossenen Abteilung des psychiatri-

schen Krankenhauses untergebracht. 

Zuletzt lehnte diese deren Entlassung 

ab. Der gerichtliche Erwachsenenver-

treter der Betroffenen beantragte die 

pflegschaftsbehördliche Genehmigung 

der Verabreichung einer Covid-19-

Schutzimpfung samt deren notwendi-

gen Auffrischungen, was Vorausset-

zung für die Aufnahme in eine private 

Pflegeeinrichtung darstellte. Der 

Rechtsbeistand der Betroffenen sprach 

sich gegen den Antrag aus, weil die 

Betroffene bereits zweimal an Covid -

19 erkrankt sei und daher die Behand-

lung nicht erforderlich sei.  

Der OGH musste sich im Revisionsre-

kurs mit der Frage beschäftigen, ob das 

Wohl der vertretenen Person durch das 

Unterbleiben der Behandlung erheblich 

gefährdet wäre. Denn nur in diesem 

Fall dürften sich Gericht und Vertreter 

über den Willen der vertretenen Person 

hinwegsetzen. Da die Betroffene be-

reits zweimal an Covid-19 erkrankte, 

sei davon auszugehen, dass sie bereits 

eine gewisse Immunabwehr gegen die-

se Krankheit entwickelt hat. Es sei da-

her nicht davon auszugehen, dass eine 

Impfung gegen derzeit grassierende 

Varianten der Covid-19-Erkrankung 

einen wesentlichen Gesundheitsvorteil 

mit sich bringen würde. Der aus der 

angestrebten Behandlung gezogene 

Nutzen würde die zu erwartende Belas-

tung der Betroffenen daher nicht deut-

lich überwiegen. [OGH 20.12.2022, 4 Ob 

174/22z] 

 

Rechtzeitigkeit der ärztlichen 

Aufklärung bei einer Magenby-

pass-OP:  

Die damals adipöse Klägerin unterzog 

sich einer laparoskopischen Magenby-

pass-Operation. Wegen der ihr wäh-

rend der vorherigen Monate erteilten 

umfangreichen Informationen zur be-

vorstehenden Operation von Chirurgie, 

Psychosomatik und Stoffwechselambu-

lanz, wusste sie um die mit der Opera-

tion verbundenen Nachteile wie Blä-

hungen, Durchfall, Verstopfung und 

Erbrechen Bescheid und war bereit die-

se hinzunehmen. Dennoch erhielt sie 

die umfassende gehörige Aufklärung 

des Spitals erst am späten Nachmittag 

des Vortages der Operation, nachdem 

eine Ärztin den Aufklärungsbogen 

samt aller wesentlichen Informationen 

über mögliche Komplikationen und 

Folgebeschwerden mit der Klägerin 

Schritt für Schritt durchging. Das Beru-

fungsgericht trat der Rechtsauffassung 

des Erstgerichts bei, der Klägerin wäre 

zu diesem Zeitpunkt das Verschieben 

oder gar Absagen der Operation nicht 

mehr zumutbar gewesen und die Auf-

klärung sohin nicht rechtzeitig erfolgt. 

Der OGH bestätigte, dass die ärztliche 

Aufklärung am Vortag deshalb nicht 

rechtzeitig war, weil der Patientin im 

Zuge der Überlegungsfrist, anders als 

in einer älteren Entscheidung, kein spä-

terer Ersatztermin angeboten wurde. 

Zudem reicht die Aufklärung am Vor-

tag bereits allein aufgrund der Schwere 

der Operation nicht aus. Die Magenby-

pass-Operation war im vorliegenden 

Fall auch nicht in dem Sinne dringlich, 

als bei Unterlassen eine gefährliche 

Notoperation gedroht hätte. [OGH 

13.11.2023, 3 Ob 179/23d] 

 

Hinweis 

Die im Rechtsletter enthaltenen Informationen 

ersetzen eine Rechtsberatung nicht. Die Aussa-

gen können hierin ferner nicht unter sämtlichen 

Voraussetzungen dargestellt werden und sind in 

der Regel nur vereinfacht wiedergegeben. Eine 

Haftung des Herausgebers ist daher ausge-

schlossen. Einfache Anfragen an die E-

Mailadresse sec@kilches-legal.eu sind grund-

sätzlich kostenlos. Die Beantwortung erfolgt, 

wenn sie kostenpflichtig wäre, nur nach vorhe-

riger Aufklärung über die Kostenhöhe. Websei-

te: www.kilches-legal.eu.  
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